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richtungen zunehmend freiwillig Instru-
mente der Qualitätsförderung wie Bench-
marking und Peer-Reviewing bevorzugen 
und dies ihre Kunden auch wissen lassen. 
Benchmarking – Lernen von den Guten 
und nicht nur Vergleichen von Zahlen – 
und Peer-Reviewing setzen auf einrich-
tungsspezifische Beratungen zur Quali-
tätsverbesserung. Immer mehr Klinikver-
bünde (z.B. „Initiative Qualitätsmedizin“, 
„Qualitätskliniken“ oder auch kommuna-
le Verbünde) versuchen, sich durch ihre 
freiwilligen Qualitätsförderaktivitäten ei-
nen Namen zu machen, um im Wettbe-
werb um Selektiv-Verträge bestehen zu 
können. Ein ähnliches Ziel verfolgen auch 
die Anbieter und Erwerber von Zertifika-
ten für krankheitsspezifisches Qualitäts-
management, die häufig ebenfalls Bench-
marking, Peer-Reviewing und Leitlinien-
management zur Qualitätsförderung be-
inhalten.

Neue Wege müssen auch beim Qualitäts-
management für die meist regional-ori-
entierte sektorenübergreifende Versor-
gung gegangen werden. Der Gesetzgeber 
sieht dafür bisher nur „die Veröffentli-
chung der Ergebnisse der Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen in geeigneter Weise 
und in einer für die Allgemeinheit ver-
ständlichen Form“ – also die Quali-

tätstransparenz – explizit vor (§ 137a 
SGB V). Während beim einrichtungsinter-
nen Qualitätsmanagement ein Prozess-
eigner existiert, der die Qualität sicher-
stellt und letztlich die Verantwortung 
trägt, muss dieser für die sektorenüber-
greifende Versorgung erst noch bestimmt 
werden. Bei den Integrierten Versor-
gungsverträgen und den Chronikerbe-
handlungsprogramme ist dies vertraglich 
geregelt. Aber wer unterstützt den gebo-
renen Prozesseigner – den Patienten – bei 
seinen Qualitätsansprüchen, wenn er eine 
sektorenübergreifende Versorgung in An-
spruch nehmen muss, für die es keine ver-
tragliche Regelung gibt. Bei ihm schlagen 
sich trotzdem Nutzen und Schaden der 
sektorenübergreifenden Versorgung nie-
der. Selbst wenn es für jeden Einzelfall 
Prozesseigner gäbe, müssten für diese 
eine Infrastruktur und Instrumente für 
die regionale oder lokale Qualitätsförde-
rung vorhanden sein.

Warum gibt es keine explizite 
Qualitätstransparenz für die  
Qualitätsförderung?

▼▼
Kann eigentlich ein Patient von seiner gu-
ten Versorgung in einer Einrichtung aus-
gehen, die in den veröffentlichen Quali-

tätsstatistiken gut abschneidet, wo doch 
deren Qualitätszahlen in der Regel schon 
älter sind oder er eine Krankheit hat, für 
die es gar keine relevanten Qualitätsindi-
katoren gibt. Eine einrichtungsinterne 
Qualitätsförderung ist dagegen häufig 
krankheitsunspezifisch und auf die Zu-
kunft gerichtet, also auf die Zeit, zu der 
der Patient die Einrichtung in Anspruch 
nehmen muss. Sollte er nicht daran inter-
essiert sein zu erfahren, wie gut die Qua-
litätsförderung in den Einrichtungen 
funktioniert? Für diesem Fall braucht man 
Indikatoren zur Qualität der Qualitätsför-
derung, die dann „in geeigneter Weise und 
in einer für die Allgemeinheit verständli-
chen Form“ publiziert werden könnten. 
Ein Institut, das solche Indikatoren entwi-
ckeln könnte, haben wir seit 2009, jetzt 
fehlt eigentlich nur noch der Auftrag dazu 
(§ 137a SGB V).

Mit solchen Indikatoren könnte der G-BA 
den beiden Forderungen des § 135a SGB V – 
die Teilnahme an einrichtungsübergreifen-
den Maßnahmen der Qualitätssicherung 
(Abs. 2 Nr. 1) und die Einführung und Wei-
terentwicklung eines einrichtungsinternen 
Qualitätsmanagements (Abs. 2 Nr. 2) – Rech-
nung tragen. 

Prof. Dr. Hans-Konrad Selbmann, Tübingen

Versorgungsstrukturen mindestens 
genauso wichtig wie das Geld

▼▼
Das GKV-WSG (GKV-Wettbewerbsstär-
kungsgesetz) war das große Reformpro-
jekt der letzten Bundesregierung. Der Ge-

sundheitsfonds hat zwar die Verteilung 
der Finanzmittel im System neu organi-
siert. Die notwendige Verbreiterung der 
Finanzierungsbasis und deren Demogra-
fiefestigkeit wurden jedoch ausgeklam-
mert. Hier liegt die größte Herausforde-

rung für die kommende Legislaturperio-
de. Soviel steht fest: Der BMC mischt sich 
aktiv in die Finanzierungsdiskussion ein 
und setzt damit eigene Akzente. Akzente, 
die deutlich machen, dass das Geld allen-
falls Mittel zum Zweck ist. Das machte 
BMC-Vorstandschef Prof. Dr. Amelung 
schon zu Beginn der Tagung in seinen Ein-
führungen deutlich.

Für den BMC geht es primär um Versor-
gung. Die Diskussion über die Zukunft des 
deutschen Gesundheitssystems wird 

Deutschland hat gewählt – Schwarz-Gelb unter der Lupe

BMC startet mit politischer 
Fachtagung ins Jahr – Rekord-
verdächtige 140 Teilnehmer
Einen Blick auf die gesundheitspolitische‚ Agenda werfen: Diese 
Tradition setzte der Bundesverband Managed Care (BMC) auch 
in 2010 fort – erst recht nach einer Bundestagswahl. Das ausge-
prägte Interesse an den BMC-Fachtagungen zeigt, wie hoch hier 
der Bedarf an Information und Erfahrungsaustausch ist. Über 
140 Teilnehmer aus allen Bereichen des Gesundheitsbranche 
waren der Einladung ins IGES-Auditorium in Berlin gefolgt.

Der Zeit voraus – Trendforscherin Corinna 
Langwieser (Quelle: BMC).
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auch aber nicht nur eine fiskalische sein. 
Alles Geld der Welt werde nicht helfen, 
wenn nicht auch intensiv über Prozesse 
und Strukturen debattiert werde, unter-
mauerte Amelung. Die Leistungsfähigkeit 
eines Gesundheitswesens bemesse sich in 
1. Linie an der Qualität der effizienten, an 
den Patienten ausgerichteten Versorgung, 
insbesondere chronisch Kranker.

Integrierte Versorgung muss stärker ge-
fördert werden, über Berufsfelder und 
Sektorengrenzen hinweg. Innovative Ver-
sorgungskonzepte, auch aus dem Ausland, 
müssen in den Fokus der Diskussion rü-
cken. So unterstrich Amelung, dass in der 
Schweiz bereits die Hälfte der Bevölke-
rung über Netze versorgt wird, nicht 
zwingend zum Nachteil der Patienten. Die 
in Teilen recht negative Bewertung Integ-
rierter Versorgungsverträge (IV) teilt der 
Gesundheitsökonom der Medizinischen 
Hochschule Hannover nicht. Er spricht 
von einer Erfolgsgeschichte, die auch aber 
nicht nur der 1-prozentigen Anschubfi-
nanzierung geschuldet sei. Innerhalb von 
5 Jahren (2004 – 2008) sei die Zahl integ-
rierter Versorgungsverträge von 0 auf 
über 6.100 hochgeschnellt. Und mit Aus-
laufen der Anschubfinanzierung habe al-
les andere als eine „Kündigungswelle“ 
eingesetzt. Vielmehr seien die meisten 
Verträge heute noch gültig, manche davon 
in modifizierter Form. Schlechte Verträge 
seien in der Tat gekündigt worden. Dies 
aber als prinzipielles Argument gegen die 
IV zu instrumentalisieren, sei nicht red-
lich, findet Amelung. Markt und Wettbe-
werb seien eben ein Suchprozess, der von 
Markteintritt und -austritt geprägt sei. 
Was nicht funktioniere, dürfe auch nicht 
einfach fortgesetzt werden. Genau hier 
setzt auch der vom BMC entworfene und 
in die gesundheitspolitische Diskussion 
getragene „Impulsgeber Innovations-
fonds“ an (siehe ausführlich dazu die letz-
te Ausgabe von G&Q), mit dem das Instru-
ment der 1-prozentigen Anschubfinan-

zierung weiterentwickelt und verstetigt 
werden soll.

Amelungs Blick auf den Koalitionsvertrag 
fiel durchwachsen aus. Das Bekenntnis 
zum Wettbewerb und der angestrebte, 
systematische Ausbau der Versorgungs-
forschung seien positive Signale, ebenso 
wie der verschärfte Blick auf regionale 
Strukturen und das Bekenntnis zur Si-
cherstellung flächendeckender und be-
darfsorientierter Versorgung. An anderen 
Stellen bleibe die schwarz-gelbe Verein-
barung jedoch sehr vage und wider-
sprüchlich. So heißt es u.a. im Koalitions-
vertrag: „Die Versicherten sollen auf der 
Basis des bestehenden Leistungskatalogs 
soweit wie möglich ihren Krankenversi-
cherungsschutz selbst gestalten können.“ 
Das beschreibt aus Amelungs Sicht eher 
eine Eier legende Wollmilchsau als einen 
umsetzbaren Lösungsansatz. Ebenso das 
Mantra vom Erhalt der Freiberuflichkeit 
im Sinne von Selbständigkeit werde den 
Wünschen der nachwachsenden Medi-
zinergeneration nicht gerecht. Die Zuge-
hörigkeit zu einem freien Beruf wie 
Rechtsanwalt, Architekt und eben auch 
Arzt stehe nicht prinzipiell im Wider-
spruch zum Angestelltenstatus. Die ange-
strebte 50+1-Regelung zur Beteiligung an 
Medizinischen Versorgungszentren wer-
tet der BMC-Vorsitzende als Rückschritt. 
Damit bremse man notwendige Investiti-
onen für den Gesundheitsmarkt eher aus.

Viel Grundsätzliches –  
wenig Konkretes

▼▼
Diese inhaltliche Klarheit hätte man sich 
an der einen oder anderen Stelle auch von 
der Politik gewünscht. Nicht dass es keine 
deutlichen Aussagen gegeben hätte. Den-
noch blieb aber Vieles an der Oberfläche. 
Wirklich neue Botschaften blieben aus. Im 
Laufe der Diskussion mit den Vertretern 
der Bundestagsfraktionen und dem Bun-
desgesundheitsministerium trat der alte 
Konflikt zwischen Bürgerversicherung 
und Gesundheitsprämie wieder zu Tage. 
Und so zeigte sich, was viele Kommenta-
toren nach Aushandlung der letzten Ge-
sundheitsreform mutmaßten. Das GKV-
WSG mit Gesundheitsfonds und Zusatz-
beiträgen hat den ideologischen Graben 
allenfalls kurzfristig überbrückt, aber 
nicht geschlossen.

Der CDU-Obmann im Gesundheitsaus-
schuss, Dr. Rolf Koschorrek, stellte dann 
auch gleich klar. Eine einkommensunab-

hängige Pauschale und feste Arbeitgeber-
beiträge zur Finanzierung des Gesund-
heitswesens seien das Ziel. Das bedeute 
nicht gleich den Radikalumbau des Ge-
sundheitswesens, aber einen deutlichen 
Richtungswechsel weg von der reinen 
Umverteilung. Wenn wie gegenwärtig 
27 Mio. Beitragszahler in der GKV die Las-
ten für insgesamt 72 Mio. Versicherte tra-
gen müssten, sei etwas schief im System, 
so Koschorrek. Seine feste Überzeugung: 
es braucht mehr Wettbewerb. Gesund-
heitspolitik sei auch und immer mehr 
Wirtschaftspolitik. Die Wege dorthin auf-
zuzeigen, sei nun Aufgabe der Regierungs-
kommission. Auf einen Zeitplan wollte 
Koschorrek sich nicht festlegen. Seine per-
sönliche Einschätzung ist jedoch, dass 
Ende des Jahres die Vorlagen erarbeitet 
und Mitte 2011 die Gesetze verabschiedet 
sind.

SPD, Bündnis 90 / Die Grünen und DIE LIN-
KE stellten dem ihr Modell einer Bürger-
versicherung entgegen, die auf Basis aller 
Einkommen, also auch aus Vermögen, 
Mieten etc. erhoben wird. Hilde Mattheis, 
für die SPD-Fraktion im Gesundheitsaus-
schuss, tadelte die Pläne der Regierung 
und der sie tragenden Fraktionen als An-
griff auf die gesellschaftliche Solidarität. 
Die Festschreibung der Arbeitgeberbeiträ-
ge setze die bewährte paritätische Finan-
zierung aufs Spiel. Der angestrebte Sozial-
ausgleich über das Steuersystem sei nicht 
zu stemmen. Ebenso lehnte sie die ange-
strebte Kapitaldeckung im Bereich der 
Pflegeversicherung rigoros ab. Hier riskie-
re schwarz-gelb die gesellschaftliche Zer-
reißprobe, so Mattheis. Birgitt Bender 
brachte erneut den Vorwurf der Klientel-
politik aufs Tableau. Die schwarz-gelben 
Gesundheitspläne seien von Partikularin-
teressen geleitet, und die Lokomotive FDP 
ziehe eine Union ohne Konzept, so die ge-
sundheitspolitische Sprecherin von Bünd-
nis 90 / Die Grünen. Die rot-grüne Koaliti-

Von links: Birgitt Bender (B90/Die Grünen), 
Moderator Dr. Albrecht Kloepfer, Hilde Mat-
theis (SPD) (Quelle: BMC).

Wissbegierig und kritisch – Die Teilnehmer be-
teiligten sich aktiv an der Diskussion (Quelle: 
BMC).
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on habe mit ihrer Gesundheitspolitik vor 
10 Jahren einen Paradigmenwechsel ein-
geleitet, der den Blick mehr und mehr auf 
Versorgungsstrukturen gelenkt habe. Die-
ser Ansatz werde durch die neue Regie-
rung jetzt abgewickelt. Als Beispiel zitier-
te sie die Koaltionsvereinbarung zur The-
matik MVZ, wonach die Mehrheit der Ge-
schäftsanteile und Stimmrechte allein 
Ärzten zusteht, und das MVZ nur von Ärz-
ten verantwortlich geführt werden kann. 
Das schränke das Potenzial neuer Versor-
gungsformen deutlich ein. Die ehemalige 
Ausschussvorsitzende und jetzige ge-
sundheitspolitische Sprecherin der LIN-
KEN, Dr. Martina Bunge, erinnerte in die-
sem Zusammenhang an die Polikliniken 
in der DDR, die letztlich nicht am Versor-
gungskonzept gescheitert sein, sondern 
an Unterkapitalisierung. Gleichzeitig trat 
sie einem zu starken Wettbewerbsgedan-
ken entgegen. Markt und Gesundheit ge-
hörten nicht zusammen, so Bunge.

Für das Bundesgesundheitsministerium 
war Dr. Ulrich Orlowski, Abteilungsleiter 
Gesundheitsversorgung, Kranken- und 
Pflegeversicherung, ins IGES-Auditorium 
gekommen. Der Parlamentarische Staats-
sekretär Daniel Bahr (FDP) hatte kurzfris-
tig absagt. Orlowski präsentierte die 
Grundzüge der künftigen Gesundheitspo-
litik. Aber auch hier wenig Neues: Die De-
mografie stelle die größte Herausforde-
rung dar. Die Finanzierung des Gesund-
heitswesens müsse Stück für Stück vom 
Arbeitseinkommen entkoppelt werden. 
Deswegen feste Arbeitgeberbeiträge, des-
halb auch eine einkommensunabhängige 
Prämie. Der soziale Ausgleich müsse aus 
der GKV ins Steuersystem ausgelagert 
werden. Das sei solidarischer als die Soli-
darität an der Beitragsbemessungsgrenze 
enden zu lassen. Ziel sei, den Wettbewerb 
zu stärken und damit zugleich Transpa-
renz zu fördern. Im Wesentlichen stünden 
2 Themenkomplexe im Fokus künftigen 
Regierungshandelns:
1.	 Sicherung der ambulanten Versor-

gung
2.	 Deregulierung des Arznei-, Heil- und 

Pflegemittelbereichs.

Orlowski kündigte die Überprüfung der Ver-
träge zur Hausärztlichen Versorgung nach 
§ 73b nach 3 Jahren an, ebenso wie die Über-
arbeitung der vertragsärztlichen Bedarfs-
planung. Ziel bleibe die Freiberuflichkeit des 
Arztes. Hinsichtlich der konkreten Ausge-
staltung verwies auch Orlowski auf die an-
gekündigte Regierungskommission. Festle-
gungen auf einen Zeitplan lehnte er ab.

Healthstyle statt Lifestyle
▼▼

Für Corinna Langwieser ist Vieles von 
dem, was die Politik noch anzugehen hat, 
bereits Vergangenheit. Der Blick der Mün-
chener Trendforscherin schweift deutlich 
weiter in die Zukunft. Sie hat sich intensiv 
mit den zu erwartenden Entwicklungen 
auf dem Gesundheitsmarkt beschäftigt.

Da sind zum einen die Fakten, die das 
wirtschaftliche Potenzial verdeutlichen. 
Gesundheit wird zum wichtigsten Le-
bensziel. Schon jetzt sind 81 % der über 
60-Jährigen bereit, sich an den Kosten für 
die medizinische Vorsorge zu beteiligen. 
Die Deutschen über 50 besitzen über eine 
halbe Billion Euro Geldvermögen; 90 Mil-
liarden davon sind jährlich frei verfügbar. 
Gleichzeitig steigt die Lebenserwartung 
jedes Jahr um 3 Monate. Im Jahr 2040 wer-
den 40 % der Deutschen 60 Jahre oder älter 
sein, nur 10 % jünger als 20.

Zum anderen sind da die emotionalen Be-
findlichkeiten, die mitunter kuriose Blü-
ten treiben, aber nicht außer Acht gelas-
sen werden dürfen. Gesundheit ist schon 
längst nicht mehr nur die Abwesenheit 
von Krankheit. Gesundheit bedeutet für 
die meisten Menschen persönliches 
Wohlempfinden und Leistungsfähigkeit, 
geistige und körperliche Fitness sowie 
auch immer mehr Schönheit. Die Vielzahl 
von Medien erhöht die Möglichkeit der 
selbständigen Information. 100  Zeit-
schriften mit einer Gesamtauflage von 60 
Mio. befassen sich mit dem Thema „Ge-
sundheit“, dazu 2 Medizin-Voll-TV-Kabel-
Programme. Jeder 2. Surfer sucht im Netz 
regelmäßig nach Gesundheitsinformatio-
nen. Das heiße nicht, so Langwieser, dass 
der Arzt im Auge des Patienten zwingend 
an Kompetenz verliere, aber er müsse sich 
mitunter stärker rechtfertigen.

Ein weiterer Trend der vergangenen Jahre: 
Gesundheit wird zur Popkultur. Die Live-

Übertragung aus dem OP ist keine Selten-
heit mehr. Prominente engagieren sich in 
und für Vorsorgekampagnen. Arztserien 
boomen im TV – mit der Folge, dass mehr 
als ein Drittel aller US-Zuschauer am 
liebsten von Dr. House behandelt würde. 
Diese Serie feiert auch bei uns in Deutsch-
land (RTL) große Quotenerfolge. Die er-
folgreichste ARD-Soap ist mit 5,8 Mio Zu-
schauern „In aller Freundschaft“. Virtuel-
ler Spielort ist die „Sachsenklinik“ in Leip-
zig. Studien aus den USA zeigen laut Lang-
wieser: wer häufig Krankenhausserien 
guckt, ist unzufriedener mit der eigenen 
Behandlung. Das muss niemandem gefal-
len, man sollte sich dessen nur bewusst 
sein, wenn man auf den Patienten trifft, so 
die Trendforscherin. Sicherlich könne der 
Patient medizinische Leistung kaum be-
urteilen, aber anhand von atmosphäri-
schen Ersatzindikatoren bewerten. Tep-
pichböden, Fahrstühle, Betten, Essen blei-
ben ebenso im Gedächtnis wie die Freund-
lichkeit der Ärzte oder Wartezeiten.

Trotz dieser zum Teil befremdlich wirken-
den Trends zieht Corinna Langwieser ein 
positives Fazit. Hinter all dem stecke ein – 
wenn auch noch oberflächlicher – Be-
wusstseinswandel. Gesundheit und ge-
sundes Verhalten werden immer mehr zu 
einem wichtigen Faktor für den Men-
schen. Der gesellschaftliche Stellenwert 
von Gesundheit wächst. Gesundheit wird 
zum Lifestyle. Diesen guten Ansatz gelte es 
zu fördern, so Langwieser, und gleichzeitig 
den kuriosen Blüten entgegenzuwirken.

Ralf Breitgoff, Geschäftsführer und Presse-
sprecher des BMC

Von links: Dr. Albrecht Kloepfer, Dr. Rolf Ko-
schorrek (CDU) (Quelle: BMC).


